
Kurz gefasst 

Mehr Geld?!  
Gastgeber des Efta-Ministertreffens, 
Vorsitz des Europarats, bilaterale 
Besuche in diversen Staaten: Für 
seine Grösse ist Liechtenstein auf 
dem internationalen Parkett sehr 
präsent. Dies deckt sich mit den im 
aktuellen Regierungsprogramm 
verankerten Zielen, wonach sich 
Liechtenstein als solidarisches Land 
positionieren und aktiv in internatio-
nalen Organisationen mitwirken 
möchte.  

Der Nutzen einer aktiven Aussenpoli-
tik ist gross. Die eigenständige Mit-
gliedschaft in diversen europäischen 
und internationalen Organisationen 
sichert die Souveränität ab, erschliesst 
der Wirtschaft neue Märkte und 
verbessert das Image Liechtensteins 
im Ausland. Zugleich bringt der 
internationale Austausch Regierung 
und Verwaltung viel Fachwissen und 
stärkt somit die staatliche Handlungs-
fähigkeit nach innen und aussen.  

Liechtensteins Aussenpolitik ist 
zweifelsohne erfolgreich. Sie ist aber 
weder besonders aktiv noch beson-
ders solidarisch. Erfolgreich ist sie, 
weil sie mit wenig Ressourcen viel 
Sichtbarkeit generiert und die liech-
tensteinischen Interessen ins Zen-
trum stellt. Um die Prädikate aktiv 
und solidarisch zu verdienen, braucht 
es aber mehr. Neben den fehlenden 
Mitgliedschaften in internationalen 
Organisationen wie dem Währungs-
fonds oder der Arbeitsorganisation 
sowie der gerade bei gesellschaftspo-
litischen Themen teils zögerlichen 
Umsetzung internationaler Konven-
tionen fehlt es vor allem an Geld: Geld 
für aussenpolitisches Personal sowie 
für internationale Solidarität.  

Diese Solidarität ist nicht auf die 
Internationale Humanitäre Zusam-
menarbeit zu reduzieren. Gerade im 
Kontext des Europäischen Binnen-
markts, zu welchem Liechtenstein als 
EWR-Mitglied zählt, zeigt sich Solida-
rität letztlich überall dort, wo Staaten 
bereit sind, mehr beizutragen, als sie 
unmittelbar herausnehmen – sei es, 
um die wirtschaftlichen und sozialen 
Unterschiede zwischen den europäi-
schen Staaten auszugleichen oder 
einfach um die europäische Problem-
lösungskompetenz zu stärken.  

Die Forderung nach mehr Geld ist 
natürlich etwas plump. Sie ist aber 
durchaus gerechtfertigt, angesichts 
des Wohlstands unseres Landes sowie 
der Tatsache, dass Liechtenstein von 
vielen international erbrachten Leis-
tungen profitiert, ohne selber einen 
substanziellen finanziellen Beitrag zu 
leisten. Klar, dies bleibt eine politische 
Forderung, die wohl wenig beliebt ist, 
da die geforderten Mittel nur indirekt 
liechtensteinischen Interessen die-
nen. Nichtsdestotrotz muss bei allem 
Lob für die liechtensteinische Aussen-
politik auch einmal gesagt werden, 
dass noch mehr möglich wäre. Zu-
gleich ist aber jenen zu widerspre-
chen, welche die liechtensteinische 
Aussenpolitik als wirkungslos und 
aktionistisch kritisieren. Liechten-
stein braucht internationale Präsenz 
und Vernetzung –  gerade weil es so 
klein und unbedeutend ist.  

Christian Frommelt 
Direktor  
Liechtenstein-Institut
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Meinung

Gastkommentar 

(Wie) erreichen wir 
 bis 2050 netto-null? 
Die Geschichte wirtschaftlicher Entwicklung ist, 
historisch betrachtet, auch die Geschichte des 
globalen Ressourcenverbrauchs. Der stark 
gestiegene Wohlstand geht historisch lange 
gleichförmig einher mit dem Energieverbrauch, 
was bislang auch stets höhere Treibhausgas-
emissionen bedeutete. Inzwischen herrscht 
weitgehend Konsens, dass diese Entwicklung 
nicht mehr so weitergehen kann. Dies wird 
durch das Netto-null-Ziel bis 2050 verdeutlicht, 
das vorletzte Woche von der Schweizer Stimm-
bevölkerung an der Urne bestätigt wurde. 
Liechtenstein ist bereits einen Schritt weiter und 
diskutiert mit der Klimastrategie 2050 über die 
Umsetzung dieses Ziels.  

Während über das Ziel weitgehend Klarheit 
besteht, stellt sich die Frage, wie der Weg dort-
hin erreicht werden kann – gerade auch in der 
Wirtschaft. Im Grundsatz stehen dabei drei 
wirtschaftspolitische Ansätze zur Verfügung. 

Erstens können mit engmaschigen Regularien 
die Unternehmen verpflichtet werden, heutige 
Prozesse und Produktionstechnologien durch 
die vom Gesetzgeber als sinnvoll erachteten 
emissionsarmen Technologien zu ersetzen. 
Beispiele dafür sind kategorische Technologie-
verbote wie jenes der EU bei den Verbrennungs-
motoren oder etwa Solarpflichten für Neubau-
ten, wie sie in Liechtenstein und der Schweiz 
kontrovers diskutiert werden.  

Zweitens kann der Staat mit Subventionen jene 
Technologien fördern, welche aus heutiger Sicht 
am ehesten geeignet sind, dereinst eine dekar-
bonisierte Wirtschaft herzustellen. Dieser 
Ansatz wird etwa mit dem «Green New Deal» 
der EU oder dem «Inflation Reduction Act» in 
den USA verfolgt. 

Drittens kann die Gesetzgebung der Wirtschaft 
das Ziel vorgeben, aber offenlassen, wie dieses 
Ziel umgesetzt wird. Dies wird im Wesentlichen 
verdeutlicht durch das Schweizer Klimaschutz-
gesetz, welches etwa der Industrie bei den 
Treibhausgasemissionen Zielvorgaben zur 
Reduzierung macht. Auch eine Lenkungsabga-
be auf Emissionen lässt sich dieser Kategorie 
zuordnen: Ein Preisschild für CO2 lässt offen, 
wie und ob solche Emissionen emittiert werden, 
setzt aber Anreize zu deren Reduzierung.  

Aus Sicht der Wirtschaft ist die dritte Option 
zweifelsohne jene, die zu befürworten ist: Die 
Unternehmen wissen am besten, wo sie am 
effizientesten Emissionen einsparen können. So 
überrascht es nicht, dass der Industriesektor als 
einziger das Reduktionsziel 2020 bei den Emis-
sionen nicht nur erreichte, sondern übertraf. 
Technologische Verbote hemmen demgegen-

über das Innovationspotenzial. Gleichzeitig ist 
ein Subventionswettlauf mit den grössten 
Wirtschaftsmächten für kleine, offene Volks-
wirtschaften wie Liechtenstein und die Schweiz 
weder realistisch noch zielführend. Der Erfolgs-
garant unserer Industrie war stehts ihre Innova-
tionsfähigkeit sowie der freie Zugang zu den 
wichtigsten Absatz- und Beschaffungsmärkten, 
nicht die staatliche Alimentierung.  

Der dritte Ansatz funktioniert, wenn die Unter-
nehmen ihre Eigenverantwortung wahrnehmen 
und die Gesellschaft über die Politik ihr diese 
Verantwortung zugesteht. Wachstumskritische 
Deutungsangebote erfreuen sich aber zuneh-
mender Beliebtheit. Diese Erzählungen sugge-
rieren, dass wirtschaftlicher Fortschritt mehr 
negative Begleiterscheinungen als positive 
Aspekte hervorbringt. Sollten sie sich durchset-
zen, sind einschneidende Eingriffe in die wirt-
schaftliche Freiheit die absehbare Konsequenz – 
gerade in der Klimapolitik. 

Die Unternehmen verdienen Vertrauen, müssen 
sich dieses aber auch selbst verdienen. Nicht 
nur, weil ihre Innovationskraft einen wesentli-
chen Beitrag zum Netto-null-Ziel leisten kann 
und wird. Sondern auch aus eigenem Interesse: 
Wenn wir als Unternehmensverantwortliche 
unsere Handlungsfreiräume erhalten wollen, 
müssen wir proaktiv aufzeigen, dass die Wirt-
schaft Teil der Lösung ist – nicht des Problems. 
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«Während das Ziel definiert 
wurde, stellt sich die Frage  

nach dem Weg dorthin. Fest 
steht: Die Wirtschaft ist im  

Fokus der Klimapolitik. Wir 
müssen  aufzeigen können,  

dass wir Teil der Lösung,  
nicht des Problems sind.»

Markus Bänziger, Direktor der Industrie- 
und Handelskammer St. Gallen-Appenzell  
 

Nach 400 Jahren sind in der Schweiz erstmals wieder Waldrapp-Küken geschlüpft

Markus Bänziger 
Direktor der IHK  
St. Gallen-Appenzell

Es ist eine kleine Sensation: Im zürcherischen Rümlang sind in der Schweiz erstmals seit 400 Jahren zwei 
Waldrapp-Küken geschlüpft. Der Waldrapp galt seit dem 17. Jahrhundert in Europa als ausgestorben. Dank 
verschiedener Projekte zur Wiederansiedlung ist der schwarze Vogel mit dem struppigen Gefieder und 
dem langen roten Schnabel seit ein paar Jahren wieder in freier Wildbahn anzutreffen. Bild: Zooschweiz


